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AfD-Fraktion legt Gesetzentwurf zur Bekämpfung von Scheinvaterschaften vor
Die AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag hat
einen Gesetzentwurf zur Bekämpfung von
Scheinvaterschaften unter der Federführung des
Parlamentarischen Geschäftsführers Stephan
Brandner erarbeitet. Das kriminelle Geschäft um
die missbräuchliche Anerkennung von
Vaterschaften, die den Sozialstaat viele Millionen
Euro kosten, hatte zuletzt für Schlagzeilen
gesorgt. 
Stephan Brandner teilt dazu mit: 

„Mit unserem Gesetzentwurf sorgen wir dafür,
dass der Staat Millionen Euro spart, häufigen
Betrug beendet und Unberechtigte sich nicht
missbräuchlich über den Weg der
Vaterschaftsanerkennung einen Aufenthaltstitel
ergaunern können. Wenn Zweifel an der
Vaterschaft bestehen, muss eben eine DNA-
Analyse vorgenommen werden – das ist das
normalste der Welt. Dass der deutsche Staat dies
bisher nicht umsetzt, lädt natürlich geradezu
zum Missbrauch ein. Dies werden wir uns nicht
weiter ansehen und die Gesetzeslücke zügig
schließen.“
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Erhöhung der Rundfunkgebühren völlig inakzeptabel – 
drastische Senkung ist das Gebot der Stunde
Die Rundfunkgebühren in Deutschland sollen nach
einer Empfehlung der Kommission zur Ermittlung des
Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) um 58
Cent auf 18,94 Euro monatlich steigen.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher
der Alternative für Deutschland, kritisiert diese
Empfehlung scharf und weist darauf hin, dass die AfD
eine vollständige Abschaffung der Beiträge fordere:

„Anstatt die Bürger immer weiter auszunehmen, sollte
der öffentlich-rechtliche Rundfunk sich endlich
deutlich gesund schrumpfen. Wir werden, sobald wir
in auch nur einem Bundesland in
Regierungsverantwortung sind, die
Rundfunkstaatsverträge kündigen und auf eine
Grundversorgung, die ohne Zwangsgebühren
auskommt und sich auf den eigentlichen
Programmauftrag konzentriert, hinarbeiten. Die
immer wieder aufgewärmten Propagandaelemente des
heutigen öffentlich-rechtlichen Rundfunks braucht
kein Mensch. Und die hemmungslose, millionenteure
Rundumversorgung von Staatsfunkgroßverdienern
schon gar nicht.“

Nach 30 Jahren des angeblichen Lebens im Untergrund
wurde die RAF-Terroristin Klette verhaftet. Während
die deutschen Behörden dies als Erfolg feiern, fragt
sich der stellvertretende Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, Stephan Brandner, ob
dieser Fahndungserfolg nicht eher privaten Initianten
rund um einen Podcast zuzuschreiben ist. 

„Man gewinnt den Eindruck, es bestünde gar kein
Interesse daran, linke Terroristen festzusetzen.
Schließlich geht der Erfolg wohl mitnichten auf
öffentliche Behörden zurück. Auch wissen sich
Linksextremisten der Unterstützung ihres linken
Sumpfs sicher. Wie groß der Fahndungsdruck ist,
wenn man 30 Jahre lang unbekümmert mitten in der
Bundeshauptstadt wohnen und lustig Bilder in sozialen
Netzwerken posten, ja sogar bei öffentlichen
Veranstaltungen fröhlich tanzend auftreten kann,
erscheint mir sehr fraglich. Und vom Steuerzahler
finanziert wurden Aktivitäten der Frau Klette offenbar
auch noch. Der Fall Klette zeigt einmal mehr, wie tief
verwurzelt der Linksextremismus und die Zuneigung
zu ihm in den Kreisen der Altparteien in Deutschland
ist.“

Linke Netzwerke ermöglichten Terroristin Klette das Untertauchen über Jahrzehnte
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 Weitere Zunahme der Arbeitslosigkeit in Ostthüringen

Während sich die Gesamtanzahl der Arbeitslosen im
Vergleich zum Vormonat nur marginal von 22.995 zu
23.069 erhöhte, ist im Februar 2024 in Ostthüringen
besonders ein Anstieg ausländischer und junger
Arbeitssuchender (15-25 Jahre) zu verzeichnen. Die
Anzahl ausländischer Arbeitssuchender erhöhte sich
von 5.899 zu 6.056, die Anzahl Arbeitssuchender der
Altersgruppe 15 bis unter 25 Jahre von 2.121 zu 2.245.
Stephan Brandner, direkt gewählter
Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Gera-
Greiz-Altenburger Land, kritisiert die sich
verschärfende Situation auf dem Arbeitsmarkt:
„Die Zunahme der Arbeitslosigkeit in der Altersgruppe
der 15 bis unter 25-Jährigen ist alarmierend. Außerdem
ist die weitere Zunahme ausländischer
Arbeitssuchender bedenklich. Ausländer machen in
Ostthüringen 26,3% der Arbeitslosen aus. Damit sind
sie, gemessen an ihrem Bevölkerungsanteil, in der
Arbeitslosenstatistik überrepräsentiert. Die Zahlen aus
dem Februar 2024 verdeutlichen erneut, dass die
Integration ausländischer Arbeitskräfte in den
Arbeitsmarkt nur unzureichend gelingt und den
Fachkräftemangel in Deutschland nicht beheben
kann.“

Zum ersten Juli werden sich die Diäten der
Bundestagsabgeordneten um rund sechs Prozent
erhöhen. Eine Debatte samt Abstimmung im Deutschen
Bundestag wird es dazu nicht geben.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher
der Alternative für Deutschland, lehnt dieses
intransparente, schon fast heimlich anmutende
Verfahren entschieden ab:

„Zunächst wäre es sinnvoll, dass sich die Höhe der Diät
am zuletzt vor dem Mandat erzielten Einkommen
orientiert, was mutmaßlich zu massiven Einsparungen
führen würde, sieht man sich die Lebensläufe
insbesondere der Ampelabgeordneten einmal näher an.
Außerdem muss eine Debatte vor etwaigen
Erhöhungen stattfinden, sodass jeder Bürger, wie es in
einer funktionierenden Demokratie üblich sein sollte,
über die Argumente aufgeklärt wird. Derzeit
entscheiden die Abgeordneten alle vier Jahre einmal
über ihr Einkommen, müssen sich nicht rechtfertigen
und nicht dafür streiten. Das unterscheidet sie von
Millionen Menschen und das muss sich ändern!“

Ende der automatischen Diätenerhöhung nötig!
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Aktuelle Videos

https://youtu.be/u_isg7PGrQo?si=4bjK2WstBydoQYvK
https://youtu.be/xUmsg6aePWw?si=_ZKsFb7uk5W57oEw
https://youtu.be/n26JGoueUdI?si=X-DeJSCnsPabiYuY
https://youtube.com/shorts/GHDtXyTBMHo?si=7Y5XwlIizr0cUmga
https://youtu.be/KkGjJN7IfCI?si=BqqKsqP4AOmPPYhM


Delegationsreise Montag, 26. Februar
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Gespräch mit Innenminister Vahe Ghasarjan und Leiter der
Migrationsbehörde Armen Ghazaryan
Gespräch mit Premierminister Nikol Paschinjan
Gespräch mit Parlamentariern/Ausschuss für Recht und Staatswesen
Gespräch mit dem Parlamentspräsidenten Alen Simonjan
Gespräch mit dem Ausschuss für Recht und Staatswesen
Gespräch mit dem Präsidenten des Verfassungsgerichts Arman Dilanjan
Empfang durch den Ständigen Vertreter, Erik Tintrup, mit Vertretern deutscher Organisationen und armenischen Vertretern aus den Bereichen Parlament, Politik



Delegationsreise Dienstag, 27. Februar
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Gespräch mit der Ombudsfrau Anahit Manasyan
Gespräch mit dem Justizminister Grigor Manasjan
Besuch des GIZ-Projekts zur „guten Regierungsführung“
Fahrt nach Tiflis



Delegationsreise Mittwoch, 28. Februar

7

Briefing durch Botschafter Ernst Peter Fischer in der Botschaft
Gespräch mit Ombudsmann Lewan Iosseliani und Stellvertreterin Irina Chikhladze
Besuch beim Obersten Gericht
Gespräch mit Nino Kadagidze, Präsidentin des Obersten Gerichtes
Diskussionsrunde mit Mitgliedern des Hohen Justizrates sowie Richtern des Obersten Gerichts 
Austausch mit dem Vorsitzenden des georgischen Rechtsausschusses Anri Okhanashvili
Gesprächsrunde der beiden Rechtsausschüsse
Treffen mit Georgian Young Lawyers Association und weiteren Nichtregierungsorganisationen
Empfang beim Botschafter
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Delegationsreise Donnerstag, 29. Februar

Besuch des Ukrainian House
Besuch der Justizvollzugsanstalt Rustavi
Gespräch mit Justizminister Rati Bregadze
Briefing mit Botschafter Dr. Ralf Horlemann



9

Delegationsreise Freitag, 1. März

Treffen mit Menschenrechtsaktivisten
Termin im Parlament mit Parlamentssprecherin
Sahiba Gafarova und dem Vorsitzenden der aserbaidschanisch/deutschen Freundesgruppe Nurlan Hasanov,
Gespräch mit Vertretern der Generalstaatsanwaltschaft
Treffen mit Minister Rovshan Rzayev
Gespräch mit Vertretern der Rechtsanwaltskammer
Gespräch mit Leiter des Büros des Europarats in Aserbaidschan
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Delegationsreise, Samstag 2. März

Besuch des sog. Bergjuden-Museums
Gespräche mit dem Gouverneur von Quba, He-Mahmudov İlqar Akif oğlu
Besuch der Roten Stadt „Qirmizi Qesebe“



Termine
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Wir stehen an Ihrer Seite

Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

https://whatsapp.com/channel/0029Va8SDPbGehEUippEJx1r

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17
Uhr

Stephan Brandner   — Platz der Republik 1. — 11011 Berlin 


